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Berlin. Der Bundesrat hat die Bundesregie-
rung aufgefordert, homosexuelle Partner-
schaften komplett mit der Ehe gleichzustel-
len. Das bedeute auch ein volles gemein-
schaftliches Adoptionsrecht für gleichge-
schlechtliche Paare. Die Länderkammer
verabschiedete am Freitag mit ihrer rot-rot-
grünen Mehrheit eine entsprechende Reso-
lution „Ehe für alle – Entschließung für
eine vollständige Gleichbehandlung von
gleichgeschlechtlichen Paaren“. Dafür
stimmten alle rot-grünen Länderkoalitio-
nen, das von SPD und Linken regierte Bran-
denburg sowie das von Linken, SPD und
Grünen regierte Thüringen.

Damit ist nun die von Kanzlerin Angela
Merkel (CDU) geführte Bundesregierung

am Zug. Die SPD im Bund ist zwar auch für
die sogenannte Ehe für alle, aber die Union
ist dagegen. Daher ist die Ablehnung des
Vorstoßes wahrscheinlich. Bewusst verab-
schiedeten die Länder keinen Gesetzent-
wurf, der die große Koalition von Union
und SPD im Bundestag zwingen würde,
über eine Abstimmung Stellung zu bezie-
hen. Dies hätte die SPD in die schwierige
Lage gebracht, ihn zusammen mit der
Union im Bundestag ablehnen zu müssen.

Die rheinland-pfälzische Ministerpräsi-
dentin Malu Dreyer betonte: „Nichts ist
mächtiger als eine Idee, deren Zeit gekom-
men ist.“ Der bayerische Justizminister
Winfried Bausback (CSU) sprach hingegen
von einem durchschaubaren Manöver.

Grundlegende Werte der Verfassung dürf-
ten nicht infrage gestellt werden. Auslöser
der Debatte war das Votum im katholi-
schen Irland, bei dem sich eine Mehrheit
für eine Gleichbehandlung Homosexueller
ausgesprochen hat. Bericht Seite 4

Das ausführliche Wetter finden Sie auf
Seite 8 und jederzeit aktuell auf dem
Online-Portal des WESER-KURIER unter:

www.weser-kurier.de/wetterkontor/aktuell
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Baku. Mit einer Inszenierung von US-Pop-
star Lady Gaga als Friedensengel haben in
Baku am Freitagabend die ersten Europa-
spiele beim umstrittenen Gastgeber Aser-
baidschan begonnen. Der für seinen frag-
würdigen Umgang mit den Menschenrech-
ten sowie der Pressefreiheit europaweit kri-
tisierte Staatspräsident Ilham Aliyev
sprach die Eröffnungsformel des kontinen-
talen Sportevents – zuvor hatte Turner Fa-
bian Hambüchen das deutsche Team als
Fahnenträger ins Olympiastadion geführt.
Die deutsche Spitzenpolitik hatte auf eine
Anreise zur Eröffnungsfeier verzichtet –
der Sport dagegen steht einmal mehr vor
der Frage nach seiner moralischen Verant-
wortung. Kommentar Seite 2·Bericht Seite 26

Lille. Dominique Strauss-Kahn (66) ist vom
Vorwurf der Zuhälterei freigesprochen wor-
den. Der Ex-Chef des Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) habe sich mit seiner Teil-

nahme an Sexpartys
mit Prostituierten nicht
strafbar gemacht, ent-
schied ein Gericht im
französischen Lille am
Freitag. Mit dem Urteil
folgten die Richter dem
Antrag der Staatsan-
waltschaft. In dem Pro-
zess ging es um freizü-
gige Partys zwischen
2008 und 2011. Seite 7

Rasch ziehen intensive Regengüsse heran.
Zum Teil sind noch kräftige Gewitter mit
dabei.
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Freispruch für Strauss-Kahn

Direkt an einem sozialen Brennpunkt, im Innenhof der Grohner Düne, hat das Jugendsinfonieorchester Bremen-Nord am Freitag ein Konzert gegeben. Bericht Seite 10

Bremen (ala). Immobilien Bremen hat am
Freitag Vorschläge zum künftigen Gestühl
im Plenarsaal der Bürgerschaft vorgelegt.
Infrage kommen sowohl eine Neupolste-
rung der vorhandenen Originalstühle als
auch ein Neukauf. Die Untersuchung war
in Auftrag gegeben worden, nachdem der
ursprünglich vom Bürgerschaftsvorstand fa-
vorisierte Eames Chair zu Protesten in der
Bevölkerung geführt hatte: Rund 250000
Euro für den Designklassiker – Stückpreis:
etwa 2000 Euro – auszugeben, schien den
Kritikern im Haushaltsnotlageland Bremen
völlig unangemessen. Die Politik hatte um-
gehend reagiert und Immobilien Bremen
aufgefordert, nach Alternativen zu suchen.
Vorgabe war, wirtschaftliche Aspekte in
den Vordergrund zu stellen. Im Falle eines
Neukaufs werden nun sechs Modelle emp-
fohlen, die sich preislich zwischen 600 und
900 Euro netto bewegen. Günstiger noch
wäre eine Neupolsterung, die für 402 Euro
netto zu haben wäre. Einige Originalstühle
sind probehalber bereits neu gepolstert
und von Abgeordneten getestet worden.
Einer von ihnen ist der Sozialdemokrat Sü-
krü Senkal, der mit dem neuen Sitzgefühl
mehr als zufrieden ist. Früher habe er beim
Sitzen jede einzelne Sprungfeder gespürt,
das sei jetzt völlig anders, berichtet der Poli-
tiker. Kommentar Seite 2·Bericht Seite 14

VON SABINE DOLL, ANKE LANDWEHR
UND SARA SUNDERMANN

Bremen. Offiziell wiegelt Bremens Sozialse-
natorin Anja Stahmann (Grüne) immer
noch ab: Es gebe keine konkreten Pläne,
Zeltlager für Flüchtlinge einzurichten. Tat-
sächlich werden aber bereits klammheim-
lich Fakten geschaffen. In einer E-Mail
vom Freitag, die dem WESER-KURIER vor-
liegt, informiert der Senator für Inneres
und Sport die Nutzer der Sportanlage auf
dem Stadtwerder: „Auf der Fläche hinter
dem Lidice-Haus werden in den nächsten
Tagen Zelte für Flüchtlinge aufgebaut.“
Deswegen würden auch Teile der Sanitär-
anlagen gebraucht.

Am Freitag tauchte Stahmann, die we-
gen der Unterbringung von Flüchtlingen
immer stärker unter Druck gerät, unerwar-
tet bei der alten Zentralen Aufnahmestelle
(ZASt) in der Steinsetzerstraße auf. Wie am
Donnerstag bekannt wurde, muss das Ge-
bäude wegen eines Bettwanzen-Befalls ge-
räumt werden. In dem überfüllten und ma-
roden Wohnheim leben rund 200 minder-

jährige Flüchtlinge. Die Senatorin traf vor
dem Haus auf eine große Gruppe Journalis-
ten, die sich ein Bild über die Zustände in
der Einrichtung machen wollten. Der Zu-
tritt wurde ihnen jedoch verwehrt. „Wir wis-
sen, dass wir hier einen Schwachpunkt ha-
ben, aber die Sozialbehörde hat nichts ver-
schlafen“, sagte die Senatorin.

Unterdessen wird selbst vom Koalitions-
partner massive Kritik an Stahmanns
Flüchtlingspolitik laut. Klaus Möhle, sozial-
politischer Sprecher der SPD: „Es war vor-
hersehbar, dass es zu solchen Zuständen
kommt. Das schockiert mich wahnsinnig.“
Er wirft der Behörde vor, nicht schnell ge-
nug mit neuen Unterkünften auf die stei-
genden Flüchtlingszahlen reagiert zu ha-
ben. „Wir brauchen dringend eine langfris-
tige Strategie, das wurde versäumt.“ Er for-
dert außerdem mehr Kontrollen des Ge-
sundheitsamts in den Einrichtungen.

Auch die CDU wirft Stahmann vor, nicht
rechtzeitig reagiert zu haben. „Die Sozial-
behörde läuft der Situation ständig hinter-
her“, sagt die sozialpolitische Sprecherin
der Fraktion, Sigrid Grönert.

Gesucht wird nun eine Unterbringung
für die Jugendlichen, die die ZASt verlas-
sen müssen. „Die Senatorin hat mich um
Hilfe gebeten“, sagt Arnold Knigge, Spre-
cher der Landesarbeitsgemeinschaft der
freien Wohlfahrtspflege (LAG-FW). „Wir
versuchen, so viele Jugendliche wie mög-
lich übergangsweise in anderen Heimen
aufzunehmen, aber wir wollen unsere Stan-
dards auch nicht dauerhaft unterschrei-
ten.“ Knigge war offenbar bereits einge-
weiht, dass auf dem Stadtwerder Zelte auf-
gebaut werden sollen.

Seit September 2014 ist der Verein
DEVA in Kooperation mit der Reisenden
Werkschule Scholen (rws) dafür zuständig,
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in
Bremen so lange zu begleiten, bis sie die
Erstaufnahmestelle verlassen. Geschäfts-
führerin Susanne Sternberg ist froh, dass in
der ZASt „jetzt endlich Klarschiff gemacht
wird“. Man müsse den Bettwanzen fast
dankbar sein. In mehreren Sitzungen wur-
den am Freitag Weichen für das weitere
Vorgehen gestellt. Sternberg: „Die Jugend-
lichen müssen sensibel begleitet werden,

damit sie verstehen, dass es im Augenblick
nicht anders geht. Sonst entstehen Unsi-
cherheiten und Ängste, die zu einer Ver-
weigerungshaltung führen können.“

Eine, die nicht gut auf die Behörden zu
sprechen ist, ist Simone Bolte. Die Dolmet-
scherin übersetzt vor Gericht, wenn unbe-
gleitete minderjährige Jugendliche einen
amtlich bestellten Vormund bekommen.
Flüchtlinge hätten ihr immer wieder von
empörenden Zuständen in der ZASt berich-
tet. Dass Jugendliche dicht an dicht auf
einem Matratzenlager im Keller übernach-
ten mussten, sei ein Skandal. Hinzu
komme, dass die Jugendlichen keinen
Rückzugsraum hätten, um beispielsweise
für die Schule zu lernen.

Zur Bewältigung der Flüchtlingskrise
stockt der Bund seine Hilfen für Länder
und Kommunen auf. Der Betrag für 2015
soll auf eine Milliarde Euro verdoppelt wer-
den. Laut Sozialbehörde sind das für die
Stadt Bremen dann insgesamt 8,4, für Bre-
merhaven zwei Millionen Euro. Ab 2016
will sich der Bund dauerhaft an den Kosten
beteiligen. Kommentar Seite 2·Bericht Seite 9
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Bremen (bem). Viele Bremer Mieter haben
in den vergangenen Monaten Post bekom-
men: Die Deutsche Annington erhöht vie-
lerorts die Mieten für ihre Wohnungen. Hin-
tergrund sind Modernisierungs- und Sanie-
rungsarbeiten im Bestand sowie Anpassun-
gen an die ortsüblichen Vergleichsmieten.
Die hat der Immobilienkonzern durch ein
Sachverständigenbüro ermitteln lassen.
Nach Angaben der Deutschen Annington,
die 2014 durch die Übernahme der Vitus-
Gruppe allein in Bremen circa 10000 Woh-
nungen erworben hat, liegen die Mieterhö-
hungen zwischen 25 und 200 Euro. Mit 29
Euro pro Quadratmeter steckte das Unter-
nehmen im vergangenen Jahr im Schnitt
aber auch mehr Geld in seine Immobilien
als die Konkurrenz. Sobald ein Vermieter
energetisch saniert, darf er bis zu elf Pro-
zent der Kosten dauerhaft auf die Miete auf-
schlagen. Von diesem Recht macht die
Deutsche Annington nach eigenen Anga-
ben aber nur wenig Gebrauch. „Wir möch-
ten, dass unsere Mieter bei uns wohnen
bleiben“, sagt eine Sprecherin. Der Mieter-
verein Bremen fürchtet dennoch, dass ei-
nige Bewohner verdrängt werden könnten,
weil sie sich die höheren Mieten nicht mehr
leisten können. Eine Bremer Familie er-
zählt, wie sie mit den Mieterhöhungen um-
geht. Bericht Seite 17
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Neues Sitzgefühl
in der Bürgerschaft

Grüne Sozialsenatorin unter Druck
SPD und Opposition üben massive Kritik an Flüchtlingsunterbringung / Erste Zelte werden aufgebaut
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